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Nach den europäischen Freiheitsrevolutionen legten die Staaten Mittel- und
Osteuropas im Laufe des Jahres 1990 Grundlagen für den demokratischen und
marktwirtschaftlichen Umbau im Innern und für die Neuordnung ihrer Beziehun-
gen untereinander wie auch gegenüber dem Westen . Im Umfeld der beschleunig-
ten Auflösung der überkommenen politischen und wirtschaftlichen Zusammen-
schlüsse, des Warschauer Paktes und des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
(RGW), suchen die postkommunistischen Eliten nach Wegen der Einbindung in
die (west-)europäischen Integrationsprozesse, insbesondere in die EG. Der
tschechoslowakische Präsident Vaclav Havel warnte im März 1991 vor einem
Abgleiten dieser Länder "in ein gewisses politisches, wirtschaftliches und sicher-
heitspolitisches Vakuum. Die alten, uns auferlegten politischen, wirtschaftlichen
und sicherheitspolitischen Bindungen sind zusammengebrochen, neue aber ent-
wickeln sich nur langsam... Gleichzeitig wird deutlich, daß ohne angemessene
Außenbeziehungen sogar die Existenz unserer jungen Demokratien gefährdet
ist"2. In dieser veränderten europäischen Szenerie nimmt die UdSSR weiterhin
eine Sonderstellung ein.

Die EG entwickelte die traditionellen Instrumente ihrer Osteuropapolitik fort.
Dazu zählen die 1988/90 mit allen Staaten im damaligen RGW geschlossenen
Handels- und Kooperationsabkommen, die Koordination des von den 24 OECD-
Staaten ausgehenden multilateralen PHARE-Programms und die Beteiligung an
der Gründung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
(EBWE). Einen neuartigen und umfassenden Ansatz bilden außerdem die As-
soziierungsabkommen, auch Europa-Abkommen genannt, die grundsätzlich allen
Staaten Ost- und Mitteleuropas mit Ausnahme der UdSSR beim Treffen des
Europäischen Rates im April 1990 angeboten wurden.

Probleme der Übergangsphase

In der Phase des Übergangs lassen sich folgende Problemkreise anführen, die in
unterschiedlichem Maße für die Staaten Ost-Mitteleuropas relevant sind:

Im politischen-sozialen Bereich geht es um die Schaffung einer demokratischen
politischen Infrastruktur mit funktionsfähigen Staatsorganen und einem Mehr-
parteiensystem sowie von Institutionen und Kräften für die Artikulation gesell-
schaftlicher Interessen in der "civil society" . In diesen Problemkreis fallen auch
die Reibungsmomente zwischen neu erwachtem Nationalbewußtsein, Autonomie-
streben und politischen Willensbekundungen zur supranationalen Einbindung. Die
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normative Verankerung des Systemwandels geschieht noch überwiegend von
außen bzw. im Prozeß einer "gesamteuropäischen Innenpolitik"4, während sich die
nationalen Re-Konstitutionalisierungsprozesse noch weitgehend auf Teilrevisionen
der überkommenen Verfassungen beschränken.

Im wirtschaftlichen Bereich sind die Probleme der umfassenden Entstaatli-
chung durch Privatisierung und Deregulierung des Binnen- wie Außenhandels,
der Währungskonvertibilität, der freien Preisbildung, der Bekämpfung von In-
flation und Verschuldung sowie der Modernisierung und Umstrukturierung des
Produktionsapparates zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu nennen.
Gravierende Probleme bereitet das Ausmaß ökologischer Verheerung in Ost- und
Mitteleuropa sowie die zerrüttete Infrastruktur und die durch den Golf-Krieg
zusätzlich verschärften Engergieengpässe. Ferner geht es um die Einführung
flankierender Maßnahmen zur Schaffung eines sozialen Sicherungssystems, das
die Härten des wirtschaftlichen Umbruchs, auch mit Blick auf die Akzeptanz der
Reformen, eindämmen soll. Die Diskussion über Gradualismus oder Schock-
therapie als Königswege zur Umstrukturierung wird sowohl unter wirtschaftlichen
als auch politischen Gesichtspunkten kontrovers in den Staaten Ost- und Mittel-
europas geführt.

Zusammenbruch des RGW-Marktes und multilaterale Hilfsprogramme

Seit Ende 1989 diskutieren die Staaten des RGW, wie und wann die Agonie ihres
ineffizienten Zusammenschlusses zum bilateralen Handelsaustausch durch eine
formale Auflösung beendet werden kann . Die Gründung einer Organsiation für
die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit (OIWZ) wurde vor allem von
der UdSSR, Bulgarien und Rumänien ins Gespräch gebracht . Dieser Vorschlag
hat kaum Erfolgsaussichten, da die Reformstaaten Polen, Ungarn und die CSFR
kein Interesse an noch so lose formalisierter Kooperation haben.

Schon in der zweiten Hälfte 1990 begann die schrittweise Umstellung des
Handels im RGW-Raum auf Hartwährungen und Weltmarktpreise. Seit Januar
1991 sollte dies generell gelten. Schwierigkeiten ergeben sich vor allem aus dem
häufig abrupten Abbruch traditioneller Lieferbeziehungen, der gegenseitigen
Aufrechnung von Verbindlichkeiten, dem unterschiedlichen Stand der inneren
Wirtschaftsreformen und dem Zusammenbrechen der auf die UdSSR hin ausge-
richteten Spezialisierung und Arbeitsteilung. Gravierend hat sich zudem der
Austritt der DDR aus dem RGW ausgewirkt . Hinzu kommt, daß die RGW-
Länder in erheblichem Maße von sowjetischen Energie- und anderen Rohstoff-
lieferungen abhängig sind und diese nun zu den höheren Weltmarktpreisen
abnehmen müssen. Vor diesem Hintergrund ist 1990 der intra-RGW-Handel auch
gegenüber 1989 erheblich zurückgegangen. Die Exporte unter den europäischen
RGW-Staaten schrumpften um 11,4%, die Importe um 17,4% . Ein ähnliches Bild
gilt für den Handel zwischen den fünf RGW-Staaten und der UdSSR. Im Außen-
handel mit Westeuropa konnten, zumindest kurzfristig, Ungarn und Polen erhebli-
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ehe Zuwächse verbuchen. Polen bleibt nach der UdSSR der wichtigste Handels-
partner der EG in dieser Region.

Die Verbesserung des Zugangs zu den Märkten der OECD-Staaten, insbeson-
dere zum europäischen Binnenmarkt, steht im Zentrum des multilateralen Unter-
stützungsprogramms PHARE. Im Mai 1990 befürwortete die EG die Ausweitung
des zunächst für Polen und Ungarn entwickelten Programms auf sämtliche Re-
formstaaten in Ost- und Mitteleuropa mit Ausnahme der UdSSR und einschließ-
lich Jugoslawiens. Die Gewährung von PHARE-Mitteln wie auch der Einbin-
dungsgrad in den europäischen Integrationsprozeß ist an die Erfüllung von vier
Rahmenvoraussetzungen gebunden: Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschen-
rechte, pluralistisch-demokratisches System und Marktwirtschaft. Im PHARE-
Kontext werden mengenmäßige Beschränkungen nur ausgesetzt, nicht generell
abgeschafft . Die westlichen Industriestaaten gewähren Präferenzen, wie sie für
Entwicklungsländer gelten. Die EG und ihre Mitgliedstaaten sind zu gut 50% an
den Programmitteln beteiligt. Die mit der Durchführung der Programme beauf-
tragte EG-Kommission mißt dieser Aktion oberste Priorität zu. Folgende Zahlun-
gen in einer Gesamthöhe von 500 Mio. ECU sind 1990 erfolgt10:

Aktion PHARE — Mittelbereitstellung

Empfängerland

Polen
Ungarn
Bulgarien
CSFR
DDR (bis zur

Vereinigung)
Rumänien
Jugoslawien
Sonstige

Insgesamt

(in Mio.

Sektoren

Land-
wirt-
schaft

100
20
16

136

Indu-
strie/
Finan-
zen

56
35,3

35

126,3

Um-
welt-
schutz

22
27

3,5
30

20

102,5

Bil-
dung/
Ausbil-
dung

16,6
12
4
1

33,6

Soziale
Entwick-
lung/
Gesund-
heitswesen

3
3
5

4,4

12,4

1 Regionale Umstrukturierung (verschiedene Aspekte).
2 Nahrungsmittelhilfe.

Quelle: 24. Gesamtbericht der Kommission 1990, Brüssel 1991, S.

Huma-
nitäre
Hilfe

11,1

51 2

62,1

315.

Sonstige

141

12,9

26,9

ECU)

Insge-
samt

194,6
97,3
28,5
31

34
15,5
35
63,9

500

Rund ein Jahr nach Unterzeichnung des Gründungsübereinkommens (29.5.1990)
nahm die EBWE am 15. April 1991 ihre Geschäftstätigkeit unter Präsident
Jacques Attali auf. Gemäß ihrem Statut soll sie "den Übergang zur marktorientier-
ten Volkswirtschaft... unterstützen sowie die privatunternehmerische Initiative in
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mittel- und osteuropäischen Ländern ... fördern"11. An dem Kapitalgrundstock
von 10 Mrd. ECU sind die EG-Kommission und die Europäische Investitionsbank
zusammen mit den EG-Mitgliedstaaten zu 51% beteiligt.

ÖS FR, Polen und Ungarn: Die jungen Demokratien im Aufbruch

Die CSFR, Polen und Ungarn gelten als die führenden Reformstaaten in Ost- und
Mitteleuropa. Die Aufnahme Ungarns und der CSFR in den Europarat (Novem-
ber 1990/März 1991) unterstreicht dies für den politischen Bereich. Während in
diesen Ländern bereits in der ersten Hälfte 1990 freie Parlamentswahlen statt-
fanden12, hielt Polen im Dezember 1990 zunächst Präsidentschaftswahlen ab.
Daraufhin berief der ehemalige Solidarnosc-Führer und neugewählte Präsident
Lech Walesa im Januar 1991 Jan Krysztof Biliecki als Nachfolger von Minister-
präsident Tadeusz Mazowiecki. Freie Parlamentswahlen werden erst für den
Herbst 1991 erwartet. Im Präsidentschaftswahlkampf zerbrach die Fraktions-
gemeinschaft "Bürgerklub Solidarnosc" und national-populistische Strömungen
gewannen deutlichen Zuspruch13. Die Träger der "sanften Revolution" in der
CSFR, das Bürgerforum der Tschechischen Teilrepublik bzw. die "Öffentlichkeit
gegen Gewalt" in der Slowakei spalteten sich im Februar/März 1991 nach ihrer
Umwandlung zu Parteien jeweils in liberal-konservative und eher sozialdemokrati-
sche Flügel . Diese Entwicklungen signalisieren die (Neu-)Formierung von
Parteien, die nur teilweise, wie in Ungarn, an Parteien-Traditionen der Zwischen-
kriegszeit anknüpfen können15. Demonstrationen in diesen Ländern für wirt-
schaftliche, soziale, politische und separatistische Belange weisen darauf hin, daß
die Legitimitätsbasis der postkommunistischen Eliten unter eine kritische Schwelle
fallen kann.

Generell stellten die jungen Demokratien in ihren mittelfristigen Programmen
marktwirtschaftliche Reformen in den Mittelpunkt. Ähnlich wie im politischen
Bereich, nimmt Ungarn eine Pionierrolle im Hinblick auf die Wirtschaftsreformen
ein und setzt auf eine gradualistische Strategie. Im September 1990 legte die
Regierung einen Dreijahresplan zur Schaffung einer sozialen Marktwirtschaft vor.
Im selben Monat verabschiedete die Bundesversammlung der CSFR ein "Szenario
der Wirtschaftsreform", das scharfe und rasche Einschnitte fordert . Polen
verabschiedete bereits im Dezember 1989 unter Finanzminster Balcerowicz ein
Stabilisierungsprogramm, das die finanzielle Gesundung in den Mittelpunkt stellt
und eine Schocktherapie einleitete, deren Erfolge allerdings zunehmend zwiespäl-
tig erscheinen. Die wirtschaftliche Bilanz der drei Staaten zeigt für 1990 ein
negatives Wirtschaftswachstum: für die CSFR -3%, Ungarn -5% und für Polen
den höchsten Rückgang mit -12%17. Wichtige Fortschritte wurden bei der Preis-
reform erreicht. In der CSFR wurden am 1. Januar 1991 ca. 86% der Preise
freigegeben, in Ungarn sind zwischen 85 und 90% und in Polen bereits 95% der
Preise freigegeben. Staatliche Preisbindung besteht vor allem in den Sektoren
Verkehr und Energie, teilweise auch Grundnahrungsmittel und Mieten. Generell
geht die Privatisierung nur stockend voran.
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Am 13. Juni 1990 unterzeichneten die drei Reformstaaten bilaterale Koopera-
tionserklärungen mit der EFTA, mit denen eine stufenweise Annäherung in Gang
gesetzt werden soll. Darin ist jeweils auch die Einrichtung eines im Jahresrhyth-
mus tagenden Gemischten Ausschusses vorgesehen. Für die zweite Stufe der
umfassend angelegten Kooperation werden Freihandelsabkommen angestrebt, die
auf der dritten Stufe in die Eingliederung der Staaten in den Europäischen
Wirtschaftsraum münden sollen18. Die Europapolitik der Reformstaaten orientiert
sich aber im wirtschaftlichen Bereich in erster Linie an der EG. Hervorzuheben
ist, daß diese Orientierung bislang nicht zu innenpolitischen Kontroversen führte.
Auch die subregionale Kooperation bildet keine Alternative zur EG-Orientierung.
Die CSFR, Polen und Ungarn setzten ihre im Frühjahr 1990 in Bratislawa begon-
nenen Konsultationen fort19. Das Treffen zwischen den Präsidenten Havel,
Walesa und Ministerpräsident Antall in Visegrad Mitte Februar 1991 endete mit
einer "Erlärung über die Zusammenarbeit" der drei Länder "auf dem Weg zur
europäischen Integration"20. Die sektorale Kooperation wird motiviert von einer
ähnlichen Ausgangslage, einem gemeinsamen Sicherheitsbedürfnis und dem
Wunsch, einen Konsultationsrahmen für die EG- und Europapolitik einzurichten.

Assoziierungsabkommen mit der Gemeinschaft

Im August 1990 legte die Kommission ein allgemeines Schema für die bilateralen
Assoziierungsabkommen mit Ungarn, Polen und der CSFR vor21. Mit diesen
Europa-Abkommen geht die Gemeinschaft über die Vereinbarungen der Handels-
und Kooperationsabkommen hinaus und zielt im wirtschaftlichen Bereich auf die
Schaffung einer Freihandelszone und im politischen auf die Heranführung an die
Europäische Politische Zusammenarbeit über die Etablierung eines institutionali-
sierten politischen Dialogs. Weitere Elemente der Assoziierungsabkommen sind
die verstärkte industrielle, technische und wissenschaftliche Kooperation sowie die
mittel- und langfristige finanzielle Hilfe. Die Kooperation soll sich auch auf
folgende Bereiche erstrecken: Verkehr, Umwelt, Sozialpolitik, Technologie und
Entwicklung, Freizügigkeit für Arbeitnehmer sowie Kultur, Drogenbekämpfung
und Fragen der inneren Sicherheit. Charakteristisch für den handelspolitischen
Teil ist eine stufenweise und asymmetrische Liberalisierung.

Nach den Sondierungsgesprächen im Sommer und Herbst 1990 eröffnete die
Kommission am 20., 21. und 22. Dezember 1990 die Verhandlungen mit Ungarn,
der CSFR und Polen22. Im Frühjahr 1991 drohten die Verhandlungen in eine
Sackgasse zu geraten, da insbesondere über die von den Assoziierungskandidaten
geforderte ausdrückliche Erwähnung einer EG-Beitrittsoption keine Einigung
erzielt werden konnte und vor allem die Themen — Öffnung des EG-Marktes für
landwirtschaftliche Produkte sowie Erzeugnisse der Textilindustrie und des
Montanbereichs und die Bedingungen der Freizügigkeit insbesondere von Arbeits-
kräften — kontrovers blieben. Erst nachdem der Ministerrat am 15. April 1991 der
Kommission ein flexibleres Verhandlungsmandat erteilte, scheinen Kompromiß-
lösungen greifbar. Danach soll in der Präambel eine nicht terminierte EG-Mit-
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gliedschaft als Perspektive der Assoziierung angeführt werden. Vergleichsweise
geringere Aufmerksamkeit fanden auf diesem Hintergrund die fortgesetzten
bilateralen Beziehungen im Rahmen der Handels- und Kooperationsabkommen23.

Bulgarien, Jugoslawien und Rumänien: Die Balkanstaaten in der Krise

Die politischen und wirtschaftlichen Reformen verliefen in den Balkanstaaten nur
zögerlich und krisenhaft. In Rumänien und Bulgarien setzten sich bei den natio-
nalen Wahlen im Mai bzw. Juni die Reformkommunisten durch24. Die Volkswirt-
schaften beider Länder sind weiterhin Mangelwirtschaften mit teilweise erhebli-
chen Versorungsproblemen. Der signifikante Rückgang der landwirtschaftlichen
und industriellen Produktion verschärfte die Umstellungsprobleme. In Rumänien
ging 1990 das wirtschaftliche Wachstum um 12%, in Bulgarien um 11% zurück.
Die Inflationsrate betrug 20 bzw. 50%. Beide Länder sind in erheblichem Maße
von internationalen Hilfsprogrammen und Krediten abhängig .

Im Juni 1990 legte Ministerpräsident Roman ein Reformprogramm für den
Übergang Rumäniens zur Marktwirtschaft vor, das u.a. eine stufenweise Preis-
reform, Privatisierung und eine Reform des Bankenwesens vorsieht. Die durch
eine eiserne Autarkiepolitik Ceau§escus erzwungene Schuldenfreiheit Rumäniens
ist gegenwärtig der einzige Pluspunkt der rumänischen Wirtschaft, die überwie-
gend Merkmale eines Entwicklungslandes trägt.

Im September 1990 bildete der bulgarische Minsterpräsident Lukanov eine
Einparteienregierung der in Sozialistische Partei umbenannten KP und präsentier-
te im Oktober ein radikales Reformprogramm. Zwischen der Regierung und dem
Oppositionsbündnis entbrannte jedoch im Sommer und Herbst ein Machtkampf,
der die Entscheidungsfähigkeit des Parlaments weitgehend außer Kraft setzte. Ein
viertägiger Generalstreik erzwang Ende November Lukanovs Rücktritt. Der
parteilose Dimitar Popow bildete daraufhin im Dezember eine Regierung unter
Beteiligung von Oppositionskräften. Geschätzt wird, daß die Hälfte der bulgari-
schen Bevölkerung an der Armutsgrenze lebt. Die vorgesehenen radikalen Re-
formmaßnahmen sollen deshalb von einem wirksamen sozialen Stabilisierungs-
programm begleitet werden. Am 22. Dezember beschloß das bulgarische Parla-
ment, sich um eine baldige EG-Mitgliedschaft zu bemühen .

Am 1. November 1990 trat das am 8. Mai 1990 unterzeichnete Handels- und
Kooperationsabkommen EG — Bulgarien in Kraft. Noch im selben Monat kon-
stituierte sich daraufhin in Sofia der Gemischte Ausschuß. Erstmals seit Novem-
ber 1988 trat am 19. März 1990 der Gemischte Ausschuß EWG-Rumänien wieder
zusammen, der bereits mit dem Handelsabkommen von 1980 eingesetzt wurde.
Dessen Erweiterung zum Handels- und Kooperationsabkommen konnte erst am
22. Oktober 1990 unterzeichnet werden, da dies wegen anhaltender Menschen-
rechtsverletzungen in Rumänien mehrfach verschoben wurde .

Dramatisch beschleunigte sich seit 1990 die Auflösung der Vielvölkerföderation
Jugoslawien. Ethnische Konflikte und Autonomiebestrebungen in den sechs
Teilrepubliken bestimmten die politische Szene und schlugen sich auch in einem
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weiteren wirtschaftlichen Niedergang Jugoslawiens nieder28. Das von Minister-
präsident Markovic vorgelegte Sanierungsprogramm der Bundesregierung konnte
in diesem politischen Umfeld nicht umgesetzt werden29. Zwischen April und
Dezember 1990 bestätigten die Wahlen in den Teilrepubliken deren Souveräni-
tätsbestrebungen und die Delegitimierung der Belgrader Zentralregierung. Die
Auflösung des Staatsverbandes bzw. die Umwandlung Jugoslawiens in eine
Konföderation scheint unumkehrbar. Die Ausgangsbasis für wirtschaftliche und
politische Erneuerung und Selbständigkeit ist höchst unterschiedlich. Slowenien
als das reichste und auf dem Weg zur Marktwirtschaft fortgeschrittenste Land
und Kroatien haben die aussichtsreichsten Startbedingungen. Die diplomatischen
wie wirtschaftlichen Einwirkungsmöglichkeiten der Gemeinschaft zur Stabilisie-
rung der teilweise bürgerkriegsähnlichen Situation in Jugoslawien blieben äußerst
begrenzt. EG und EPZ plädierten wiederholt für die Erhaltung der territorialen
Integrität und die Einführung demokratischer Reformen als Voraussetzung für ein
stärkeres Engagement der Gemeinschaft. Im Mai 1990 schlug die Kommission
zunächst in einer Mitteilung an den Rat einen Ausbau der Beziehungen zu
Jugoslawien vor, mit dem Ziel, das seit 1980 bestehende Kooperationsabkommen
schrittweise in ein Assoziierungsabkommen zu überführen. Am 18. Dezember trat
zum neunten Mal der Gemischte Ausschuß zusammen. Die Gemeinschaft stellte
dabei den Abschluß eines Dritten Finanzprotokolls im Umfang von 807 Mio. ECU
in Aussicht. Außerdem wurde eine Gemeinsame Deklaration über die künftige
Gestaltung der Beziehungen vereinbart .

UdSSR: Rückfall in den Autoritatismus?

In der UdSSR gingen die Auseinandersetzungen zwischen radikalen, gemäßigten
und orthodox-konservativen Reformkräften bzw. Reformbremsern weiter. Die
Kontroversen betreffen sowohl Tiefe, Tempo und Zielrichtung der Perestrojka als
auch die Gestalt der künftigen Unionsverfassung und damit den Souveränitäts-
grad der Unionsrepubliken . Teilweise erheblich kritisiert wurde die Außen-
politik unter Leitung von Gorbatschow und Schewardnadse, insbesondere die
epochale Einwilligung in die Herstellung der deutschen Einheit, die Auflösung
des Warschauer Paktes und die Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle und
Abrüstung; . Schewardnadses Rücktritt vom Amt des Außenministers (am 20.
Dezember 1990)33 und das militärische Vorgehen von Truppen des sowjetischen
Innenministeriums gegen die Autonomiebewegungen in Litauen und Lettland
(Januar 1991) leiteten im Westen vorübergehend eine kritischere Einschätzung
der Politik und Person von Gorbatschow ein. Eine Revision der westlichen
Unterstützungspolitik für Gorbatschow blieb aber aus34. Gorbatschow nahm in
den innenpolitischen Auseinandersetzungen eine sogenannte zentristische Position
ein. Der formale Machtzuwachs des Friedensnobelpreisträgers 1990 stützt sich
nach der erneuten Verfassungsänderung im Dezember vor allem auf außerordent-
liche präsidiale Prärogativen, dem aber ein deutlicher Vertrauensschwund in der
sowjetischen Bevölkerung gegenübersteht.
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Die Krise der Sowjetwirtschaft verschärfte sich im Laufe des Jahres 1990
weiter. Dabei verbanden sich die seit Ankündigung der Perestrojka identifizierten,
jedoch nicht wirksam angegangenen Probleme mit neuen Schwierigkeiten. Diese
stehen in Zusammenhang mit dem Wirtschaftsseparatismus, der die Autonomiebe-
strebungen von Unionsrepubliken begleitet, und den Umstellungsproblemen von
der sozialistischen Mangelwirtschaft auf eine Wirtschaft mit Marktelementen, für
die kaum auflebendige Erfahrungswerte zurückgegriffen werden kann . Mehrere
Anläufe waren auf Unionsebene notwendig, um ein mittelfristiges Wirtschaftskon-
zept zu verabschieden. Ministerpräsident Ryschkovs Plan vom Mai 1990 zur
"Einführung einer regulierten Marktwirtschaft" fand keine ausreichende Zustim-
mung36. Auch den radikalere Schatalin-Plan (500-Tage-Plan) wies der Oberste
Sowjet am 24. September 1990 mit knapper Mehrheit zurück. Große Zustimmung
fand hingegen am 19. Oktober der von Präsident Gorbatschow eingebrachte
Kompromißvorschlag37. Er berücksichtigt Elemente des Ryschkov- wie des Schata-
lin-Plans. Anders als dieser setzt er jedoch keine zeitlichen Zielvorgaben. Danach
wird die Marktwirtschaft weiterhin einer starken Staatsaufsicht unterworfen. Die
wirtschaftliche Kontrolle und Interventionsinstrumente sollen von der Zentralre-
gierung auf die Unionsrepubliken übertragen werden. In die Regie der Unions-
regierung soll die Zuständigkeit für die Währungs- und Finanzpolitik, die Prinzi-
pien der Preispolitik, Zoll- und Sozialpolitik sowie der Statistik gestellt werden.

Die EG-Gipfeltreffen in Dublin und Rom bestätigten die Sonderstellung der
UdSSR in den Beziehungen zur Gemeinschaft. Die Kommission erarbeitete im
Herbst auf Weisung des Europäischen Rates vom Juni 1990 im Einvernehmen mit
dem Internationalen Währungsfonds (IWF), der Weltbank, der Europäischen
Investitionsbank (EIB), der OECD und dem designierten EBWE-Präsidenten
Attali eine 200 Seiten starke Studie über die wirtschaftliche Situation in der
UdSSR38. Darin kommt sie zu einer negativen Bewertung des Reformstandes und
der wirtschaftlichen Verfassung der UdSSR und rät von großzügigen Finanzhilfen
ab. Die Expertise diente als Entscheidungsgrundlage für die Gewährung einer
Nahrungsmittelhilfe und medizinischen Hilfe im Umfang von 250 Mio. ECU, einer
Kreditbürgschaft in Höhe von 500 Mio. ECU an die UdSSR sowie für die Bereit-
stellung eines Programms zur technischen Hilfe im Umfang von 400 Mio. ECU,
wie es der Europäische Rat im Dezember 1990 beschlossen hat. Die Schwerpunk-
te des technischen Hilfsprogramms liegen bei Managementausbildung, Finanz-
dienstleistungen, Energie, Verkehr und Lebensmittelversorgung. Obwohl der
Dezember-Gipfel den Weg für diese umfangreiche Unterstützungsaktion geebnet
hatte, wurde die Implementation wegen des militärischen Vorgehens der Mos-
kauer Zentralregierung in den baltischen Ländern im Januar 1991 suspendiert.
Ebenso vertagte die Kommission die für Januar 1991 vorgesehene Sitzung des
Gemischten Ausschusses im Rahmen ihres Handels- und Kooperationsabkommens
mit der UdSSR . Der im Dezember tagende Europäische Rat veranlaßte die
Kommission außerdem, Möglichkeiten eines "global agreement" mit der UdSSR
zu prüfen; vor allen Dingen die Institutionalisierung eines politischen Dialogs
könnte eine neue Qualität in die Beziehungen zwischen der EG/EPZ und der
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Mittel- und osteuropäische Staaten

UdSSR einführen. Angesichts der prekären politischen und wirtschaftlichen
Situation in der UdSSR erscheint dies von vordringlicher Bedeutung.

Anmerkungen
1 Anstelle des Rates für Gegenseitige Wirt-

schaftshilfe erscheint hier erstmals ein Ka-
pitel über "Mittel- und osteuropäische Staa-
ten". Dazu zählen die früheren RGW-Mit-
glieder: CSFR, Polen, Ungarn, Bulgarien,
Rumänien und UdSSR. Hinzu kommt Ju-
goslawien, eine Zuordnung, die insofern
problematisch ist, als aus EG-Sicht dieser
Balkanstaat zu den Mittelmeerländern
zählte. Die Sammelbezeichnung Mittel- und
Osteuropa für die genannten sieben Länder
ist rein pragmatisch zu verstehen.

2 Ansprache Havels am Sitz der NATO in
Brüssel am 21.3.1991, abgedruckt in: Euro-
pa-Archiv 10 (1991), S. D 243-248, hier D 245 f.

3 Vgl. Schöpflin, George: Probleme des Post-
kommunismus, in: Europa-Archiv 8 (1991),
S. 255-264, hier S. 257 ff.

4 In bezug auf die Unterzeichnung der Char-
ta von Paris gilt dies für Ost- und Mittel-
europa insgesamt und abgestuft in bezug
auf den Europarat, vgl. ebd. sowie
Schneider, Heinrich: Die KSZE: Bilanz
eines Prozesses gesamteuropäischer Koope-
ration; Link, Georg: Der Europarat, beide
in diesem Band.

5 Vgl. Thanner, Benedikt: Nachfolgeorganisa-
tion für den RGW nicht in Sicht, ifo-
schnelldienst 8-9 (1991), S. 7-14; Meier,
Christian: Die Zukunft des Rates für Ge-
genseitige Wirtschaftshilfe, BlOst Aktuelle
Analysen, 57 (1990). Die Auflösung des
RGW fand am 28.6.1991 statt.

6 Vgl. VWD-Europa v. 31.10.1990.
7 Vgl. das Kapitel "The effect of German

unification on trade with Eastern Europe"
bei Maresceau, Marc: The European Com-
munity and Eastern Europe and the USSR,
in: Redmond, J. (Hrsg.): The International
Response to 1992, London 1991 (sowie
Handelsblatt, v. 10.1.1991.

8 Vgl. Thanner, a. a. O., S. 8.
9 Vgl. ausf. Maresceau, a. a. O.

10 Für 1991 ist eine Aufstockung auf 800 Mio.

ECU vorgesehen.
11 Artikel 1 des Statuts der EBRD.
12 Vgl. Lippert, Barbara: RGW, in: Weiden-

feld, Werner/Wessels, Wolfgang (Hrsg.):
Jahrbuch der Europäischen Integration
1989/90, Bonn 1990, S. 394-^01, hier S. 3% f.

13 Vgl. Hartmann, Karl: Lech Walesas Weg
zum Staatspräsidenten. Umstrittener Re-
formkurs in Polen, in: Osteuropa 4 (1991),
S. 331-343.

14 Vgl. Süddeutsche Zeitung v. 7.3.1991. Allg.
Vodicka, Karel: Die neue Parteienland-
schaft in der Tschechoslowakei, in: Ost-
europa 2 (1991), S. 150-159.

15 Vgl. Tökes, Rudolf L.: Vom Post-Kommu-
nismus zur Demokratie. Politik, Parteien
und Wahlen in Ungarn, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte B45 (1990), S. 16-33.

16 Vgl. hier und zum Stand der Wirtschaft in
Ost- und Mitteleuropa umfassend: Deut-
sche Bank/Volkswirtschaftliche Abteilung:
Osteuropa im Aufbruch, Frankfurt a. M.:
1991, zur CSFR S. 45-49.

17 Vgl. ebd., S. 46, 51, 25.
18 Vgl. ausf. Höhmann, Hans-Herrman/Meier,

Christian: Die Wirtschaft Osteuropas im
Umbruch. Konsequenzen für die Ost-West-
Beziehungen, in: Beiträge zur Konfliktfor-
schung 4 (1990), S. 35-57, hier S. 53.

19 Vgl. Lippert, a. a. O., S. 400. Die CSFR und
Ungarn sind außerdem zusammen mit
Österreich, Italien und Jugoslawien Mit-
glieder der "Pentagonale". Auch Polen
strebt die Mitgliedschaft an.

20 Abschlußerklärung des Dreiergipfels v.
15.2.1990, zit. nach: Fernseh/Hörfunkspie-
gel Ausland v. 18.2.1991.

21 Vgl. KOM (90)398 endg., 27.8.1990.
22 Die Sondierungen wurden Ende Oktober

abgeschlossen, vgl. VWD-Europa v. 24.10.
1990. Weitere Verhandlungsrunden bis Mai
1991: mit der CSFR am 20.12. 1990, 8.2.
1991, 21./22.3.1991, 6./7.5.1991; mit Polen
am 12.2.1991, 18./19.3.1991, 22./23.4.
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1991; mit Ungarn am 14.2.1991, 25726.3.
1991, 29./30.4.1991, 29.5.1991.

23 Die zweite Tagung des Gemischten Aus-
schusses EWG-Polen fand im September
1990 in Warschau statt, die dritte Tagung
des Gemischten Ausschusses EWG-Ungarn
am 26./27.11.1990 in Budapest und die
erste Tagung des Gemischten Ausschusses
EWG-CSFR am 9./10.3.1991 in Prag, nach-
dem das Handels- und Kooperationsabkom-
men am 1.11.1990 in Kraft getreten war.

24 Vgl. ausf. Gabanyi, Anneli U.: Die Wahlen
in Rumänien, in: Südosteuropa 7—8 (1990),
S. 405-428; Höpken, Wolfgang: Die Wah-
len in Rumänien — ein Pyrrhus-Sieg der
Kommunisten?, in: ebd., S. 429-457.

25 Der Europäische Rat beschloß im Dezem-
ber 1990 ein Hilfsprogramm in Höhe von
100 Mio. ECU für Rumänien und Bulga-
rien.

26 Vgl. SZ v. 24725.12.1990.
27 Dies geschah insbesondere angesichts des

gewaltsamen Vorgehens gegen antikom-
munistische Demonstranten im Juni 1990 in
Bukarest. Das Abkommen trat am 1.5.1991
in Kraft. Die erste Sitzung des neuen Ge-
mischten Ausschusses fand am 31.5. statt,
vgl. VWD-Europa, 3.6.1991.

28 Das Wirtschaftswachstum betrug 1990
-10%, die Inflation 550%, vgl. Deutsche
Bank, a. a. O., S. 30.

29 Vgl. Brey, Thomas: Jugoslawien: Der Viel-
völkerstaat zerfällt. Erosion der staatlichen
und wirtschaftlichen Strukturen, in: Osteu-
ropa 5 (1991), S. 417-430. Wahlen fanden
statt in den Teilrepubliken Slowenien
(März), Kroatien (März/April), Mazedonien
und Bosnien-Herzegowina (November).

30 Vgl. VWD-Europa v. 20.12.1990. Text der
Deklaration in: Agence Europa, v. 4.1.

1991. Durch die militärische Eskalation der
Auseinandersetzungen seit Frühjahr 1991
sind diese Pläne erheblich in Frage gestellt.

31 Im November legte Gorbatschow den Ent-
wurf für eine Unionsverfassung vor, vgl. die
Kernbestimmungen und Reaktionen in den
15 Unionsrepubliken in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung v. 17.11.1990 u. 6.12.
1990. Vgl. allg. Halbach, Uwe: Nationalitä-
tenfrage und Föderation. Die "Explosion
des Ethnischen" in der Sowjetunion, in:
Osteuropa 11 (1990), S. 1011-1024.

32 So bereits im Kontext der 2 + 4-Verhand-
lungen auf dem Kongreß der russischen KP
im Juni und auf dem Volksdeputiertenkon-
greß Mitte Dezember 1990, vgl. Neue
Zürcher Zeitung v. 23724.12.1990.

33 "Rücktrittsrede" abgedruckt in: Osteuropa 5
(1991), A 251-255.

34 Vgl. kritisch: Alexandrowna, Olga/Vogel,
Heinrich: Die reaktionäre Wende in der
Sowjetunion, in: Europa-Archiv 4 (1991), S.
103-110.

35 Vgl. die Detailangaben zur wirtschaftlichen
Situation 1990 in: Deutsche Bank, a. a. O.,
S. 14-23.

36 Nachfolger Ryschkovs wurde im Januar
1991 V. Pavlov.

37 Izvestija, 27.10.1990. Zu Inhalt und Ein-
schätzung ausf. VWD-Europa v. 20.10.
1990.

38 "Stabilisierung, Liberalisierung und Kom-
petenzverlagerung nach unten — eine Be-
wertung der wirtschaftlichen Lage und des
Reformprozesses in der Sowjetunion", vgl.
Zusammenfassung in Neue Zürcher Zei-
tung v. 23724.12.1990.

39 Das Treffen fand erst am 22723.5.1991
statt. Die Hilfsleistungen wurden endgültig
im Juni 1991 freigegeben.
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